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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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319	� Durchführung des Arbeitszeitgesetzes im  
Pandemiefall

Ausnahmebewilligung zur Beschäftigung von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern gemäß § 15 Abs. 2 Arbeits-
zeitgesetz (ArbZG) in der Logistik und im Großhandel 
für den Lebensmitteleinzelhandel im Zusammenhang 
mit der Ausbreitung des Corona-Virus (SARS CoV-2) so-
wie der dadurch hervorgerufenen Erkrankung COVID-19 in 
Deutschland.

Die Bezirksregierung Münster erlässt auf Grundlage des  
§ 15 Abs. 2 ArbZG in Verbindung mit § 35 Satz 2 Verwal-
tungsverfahrensgesetz (VwVfG NRW) folgende 

Allgemeinverfügung:
Im Zusammenhang mit der Ausbreitung des Corona-Virus 
(SARS CoV-2) sowie der dadurch hervorgerufenen Erkran-
kung COVID-19 in Deutschland werden, um durch effizien-
te Lieferketten eine ausreichende Verfügbarkeit der für 
die Bevölkerung wichtigen Lebensmittel sicherzustellen, 
befristet bis zum 10. Januar 2021, im Wege einer Allge-
meinverfügung folgende Ausnahmen vom Arbeitszeitgesetz 
für Arbeiten in der Logistik für den Lebensmitteleinzelhan-
del und im Großhandel, ohne dass hierfür eine gesonderte 
Bewilligung zu beantragen ist.

A. Abweichend von § 9 ArbZG dürfen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer an Sonntagen zur Sicherstellung der 
Grundversorgung des Groß- und Einzelhandels mit Le-
bensmitteln (z. B. Trockensortiment) und mit Gütern des 
täglichen Bedarfs, aus den nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-7 
der aktuellen Coronaschutzverordnung des Landes Nord-
rhein-Westfalen privilegierten Sortimenten (Drogeriearti-
kel, Hygieneartikel, Desinfektionsmittel, Babyfachmarkt-
artikel, Tiernahrung etc.) einschließlich Kommissionieren, 
Liefern, Be- und Entladen (Warenverräumung), Auffüllen 
und Einräumen von Regalen, nicht aber mit Arbeiten im Zu-
sammenhang mit anderen Nebenprodukten des Sortimentes 
im Lebensmitteleinzelhandel (Bekleidung, Elektronikarti-
kel, Spielwaren, Bürobedarf, Fahrräder, Farben, Lacke, etc.) 
beschäftigt werden.

Der Arbeitgeber hat rechtzeitig vor Aufnahme der Tätigkeit 
der [zuständigen Bezirksregierung] anzuzeigen, dass er von 
den o. g. Ausnahmeregelungen in der Allgemeinverfügung 
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Gebrauch macht. (Dabei handelt es sich um eine Informati-
onspflicht, kein Genehmigungserfordernis.) 

In den o.g. Fällen überwiegt das Interesse an der Ausnahme 
die schutzwürdigen Interessen der Arbeitnehmer am Sonn-
tagsschutz ausnahmsweise dann, wenn 

	 1.	� über die Sonntagsarbeit eine Vereinbarung zwischen 
den Sozial- oder Betriebspartnern getroffen wurde so-
wie die Mitbestimmungsrechte des Betriebs- bzw. des 
Personalrates gewahrt werden,

	 2.	� angemessene Zuschläge für die Sonntagsarbeit gezahlt 
werden,

	� 3.	� den Beschäftigten auf Wunsch die Teilnahme am 
Hauptgottesdienst am Sonntagvormittag ermöglicht 
wird und 

	� 4.	� minderjährige Beschäftigte sowie schwangere und 
stillende Frauen von dieser Ausnahmereglung ausge-
nommen sind, hier gelten uneingeschränkt die Rege-
lungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes und des Mut-
terschutzgesetzes.

Es wird darauf hingewiesen, dass

	 • �die Ausgleichsregelungen in § 11 ArbZG zu beachten 
sind,

	 • �nach § 16 Abs. 2 ArbZG Lage und Dauer der tatsächlich 
geleisteten Arbeitszeiten (Beginn und Ende) zu doku-
mentieren sind.

B. Aufgrund von § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichts-
ordnung wird die sofortige Vollziehung im öffentlichen In-
teresse angeordnet. Ein Widerspruch gegen die Allgemein-
verfügung hat keine aufschiebende Wirkung.

C. Diese Allgemeinverfügung tritt gem. § 41 Abs. 4 VwVfG 
NRW am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

Zu A: Begründung für die Ausnahmebewilligung
Die Voraussetzungen für die Erteilung der Bewilligung lie-
gen vor. Das für die Erteilung einer Ausnahmebewilligung 
auf der Grundlage des § 15 Abs. 2 ArbZG erforderliche 
dringende öffentliche Interesse ist gegeben: 

Das coronabedingt veränderte Konsumverhalten infolge 
der Schließungen von Restaurants und Hotels aufgrund der 
Coronaschutzverordnung führt im Lebensmitteleinzelhan-
del zu erhöhter Nachfrage mit entsprechenden logistischen  
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Herausforderungen. Erschwert wird diese Situation durch 
die besondere Konstellation der Feiertage in diesem Jahr. 
Durch den Lockdown finden die Weihnachts- und Silves-
terfeierlichkeiten dieses Jahr vermehrt im privaten Umfeld 
statt und nicht auch in Hotels oder Restaurants, die in der 
Regel im Großhandel einkaufen und bereits seit November 
geschlossen sind. Daher hat es einen Anstieg des Bestell-
volumens des Lebensmitteleinzelhandels um ca. 30 % ge-
genüber dem Volumen der vergleichbaren Woche im Vorjahr 
gegeben. Diese Mengen werden auch wegen des Lockdowns 
in anderen Branchen in den nächsten Tagen weiter zuneh-
men. Der Transport von Lebensmitteln ist laut Erlass des 
Verkehrsministeriums vom 28. Oktober 2020 an Sonn- und 
Feiertagen erlaubt, insbesondere um durch effiziente Lie-
ferketten eine ausreichende Verfügbarkeit der für die Be-
völkerung wichtigen Lebensmittel sicherzustellen. Diese 
generelle Ausnahmengenehmigung vom Sonn- und Feier-
tagsfahrverbot für Lastwagen ist bis zum 18. Januar 2021 
befristet.

Zu B: Begründung für die Anordnung der sofortigen 
Vollziehung
Da das Infektionsgeschehen aktuell eine erhebliche Dyna-
mik entwickelt und viele Restaurants und Hotels derzeit 
keine Kapazitäten für Weihnachts- und Silvesterfeiern ha-
ben, muss die coronabedingt angespannte Situation in der 
Logistikkette des Lebensmitteleinzelhandels insbesondere 
rund um diese Feiertage und zum Jahreswechsel entspannt 
werden, auch damit nach Weihnachten und im neuen Jahr 
die Grundversorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln 
sichergestellt werden kann. Aus diesen Gründen duldet die 
Umsetzung der o. g. Ausnahmeregelung keinen Aufschub. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe 
	 • �für Betriebe in Münster sowie in den Kreisen Borken, 

Coesfeld, Steinfurt und Warendorf beim Verwaltungs-
gericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster (Postan-
schrift: Verwaltungsgericht Münster, Postfach 80 48, 
48043 Münster), 

	 • �für Betriebe in Bottrop, Gelsenkirchen sowie im Kreis 
Recklinghausen beim Verwaltungsgericht Gelsenkir-
chen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen (Post-
anschrift: 45801 Gelsenkirchen, Postfach 10 01 55) 

schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin / des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle Klage erhoben werden.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann ge-
mäß § 80 Abs. 5 VwGO 
	 •	  �für Betriebe in Münster sowie in den Kreisen Borken, 

Coesfeld, Steinfurt und Warendorf beim Verwaltungs-
gericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster (Postan-
schrift: Verwaltungsgericht Münster, Postfach 80 48, 
48043 Münster), 

	 • �für Betriebe in Bottrop, Gelsenkirchen sowie im Kreis 
Recklinghausen beim Verwaltungsgericht Gelsenkir-
chen, Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen (Post-
anschrift: 45801 Gelsenkirchen, Postfach 10 01 55) 

Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 
oder gemäß § 80 Abs. 4 VwGO bei der Bezirksregierung 
Münster, Domplatz 1-3, 48143 Münster Antrag auf Ausset-
zung der Vollziehung gestellt werden.

Die Klage bzw. der Antrag kann auch durch Übertragung 
eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle des Gerichts (poststelle@vg-muenster.nrw.de bezie-
hungsweise poststelle@vg-gelsenkirchen.nrw.de) erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bear-
beitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
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qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden 
Person versehen sein oder von der verantwortenden Person 
signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß 
§ 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die 
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rah-
menbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 
3803), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. Februar 
2018 (BGBl. I S. 200) geändert worden ist).

Hinweis:
Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de

Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen be-
vollmächtigten Person versäumt werden sollte, würde deren 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden.

Münster, den 17.12.2020
Die Bezirksregierung Münster

Im Auftrag

Dr. Adelgunde Holzmeier
(Dezernentin)

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2020 S. 581-582
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